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Die Vorsitzende, Abgeordnete Rathje-Hoffmann, eröffnet die Sitzung um 13:20 Uhr und stellt 

die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden 

Fassung gebilligt. 

1.  Bericht zur Situation des Johanniter-Krankenhaus Geesthacht 
sowie die Klinik für Geriatrie und Seniorenhaus GmbH und das 
MVZ an der Bergedorfer Straße 

Antrag der Abgeordneten Hauke Hansen (CDU) und Jasper Balke 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Umdruck 20/3686 

Die Vorsitzende weist auf den Wunsch der antragstellenden Koalitionsfraktionen hin, auch 

Vertreter der Klinikgeschäftsführung im Ausschuss zu hören. Dies habe die Klinik mit dem 

Hinweis darauf abgelehnt, dass noch viele Fragen ungeklärt seien. Die Klinik habe stattdes

sen angeboten, in der 42. Kalenderwoche in den Ausschuss zu kommen und in den Dialog 

zu treten.  

Zur Begründung seines Berichtsantrags weist Abgeordneter Hansen auf die essentielle Be

deutung des Klinikstandorts Geesthacht für die Gesundheitsversorgung der Menschen in der 

gesamten Region hin. Das Insolvenzverfahren betreffe das Johanniter-Krankenhaus mit Ge

burtsstation und Gynäkologie, die Geriatrie, das Seniorenhaus, aber auch das MVZ. Das 

Insolvenzverfahren zeige, dass es so nicht weitergehen könne, sei aber auch eine Chance, 

weil eine Restrukturierung langfristig eine wirtschaftlich tragfähige Struktur hervorbringen 

könne. Für die Wahrnehmung in der Bevölkerung sei ein Insolvenzantragsverfahren ein 

schwerer Schlag, besonders für die Patientinnen und Patienten sowie die Bewohnerinnen 

und Bewohner und ihre Familien, natürlich auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die 

Schieflage sei aus seiner Sicht nicht von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verursacht, 

aber sie seien es, die jetzt Klarheit und eine Perspektive für die Zukunft brauchten. Da erhof

fe man sich klare Antworten. Ihm sei klar, dass die Antworten schwer zu geben seien, da 

ganz wesentliche Rahmenbedingungen nicht vorlägen, zum einen die große Krankenhaus

strukturreform auf Bundesebene sowie der Landeskrankenhausplan, der ebenfalls noch nicht 

vorliege. Mit dem Berichtsantrag wolle man auch herausfinden, welche Maßnahmen vonsei

ten des Parlaments ergriffen werden könnten, um die Versorgung am Standort für die Be

wohnerinnen und Bewohner und die Patientinnen und Patienten sicherzustellen. Dazu gehö

re insbesondere die Sicherstellung der einzigen Geburtsstation im Kreis Herzogtum Lauen

burg.  
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Auch Abgeordnete Tschacher weist als lokal zuständige Abgeordnete auf die essentielle 

Bedeutung für die Gesundheitsversorgung für die Menschen in Geesthacht hin, die die me

dizinische Infrastruktur der Klinik habe. Auch in der Region insgesamt werde der Klinikstand

ort benötigt, man benötige die wichtigen Fachabteilungen, die darin vorhanden seien. An den 

verschiedenen Einrichtungen hingen auch viele Mitarbeiterstellen. Die Frage sei nun, wie es 

gelingen könne, den Standort zu sichern. Die Tatsache, dass Insolvenzverfahren eingeleitet 

worden seien, verursache große Sorge bei Mitarbeitenden und Patientinnen und Patienten 

vor Ort. Eine weitere Sorge müsse sein, dass sich derzeit bei der Klinik beschäftigte Fach

kräfte aufgrund der jetzt entstandenen Unsicherheit beruflich anderweitig orientierten. Man 

wolle mit allen beteiligten Akteurinnen und Akteuren alle Möglichkeiten ausschöpfen, um den 

Versorgungsstandort zu erhalten.  

Abgeordneter Dr. Garg bringt sein Bedauern darüber zum Ausdruck, dass keine Vertretung 

des Klinikums in der Sitzung anwesend sei. Er richtet die Bitte an Staatssekretär Dr. Grundei 

darzustellen, inwieweit die Versorgung in den einzelnen Fachbereichen gesichert sei. Dabei 

solle auch zwischen den verschiedenen Insolvenzverfahren differenziert werden.  

Abgeordnete Pauls nimmt Bezug auf die Berichterstattung der Bergedorfer Zeitung, in der 

schon von Gesprächen mit Dritten die Rede gewesen sei. Sie bittet, dem Ausschuss die da

zu zur Verfügung stehenden Informationen zu geben.  

Herr Dr. Grundei, Staatssekretär im Gesundheitsministerium, teilt die Einschätzung, dass es 

misslich sei, dass die Klinik nicht vertreten sei. Zunächst müssten die Klinik selbst und der 

Träger zu den Insolvenzverfahren Stellung nehmen, bevor die Landesregierung dies tun 

könne. Zur Versorgungssituation weist Staatssekretär Dr. Grundei auf die Presseinformation 

der Klinik hin, nach der bis zum Ende des Jahres die Versorgung sichergestellt werden solle. 

Dies sei eine erste gute Nachricht. Auch er weist auf die unterschiedlichen Insolvenzverfah

ren hin. Von den Versorgungsaufträgen stationär seien die Geburtshilfe und die Notfallver

sorgung sehr relevant. Es gebe zwar eine Fortführungsperspektive, gleichzeitig müsse man 

sich aber auch auf andere Szenarien vorbereiten. Daher gebe es ganz konkrete Gespräche 

mit dem Krankenhaus Reinbek, um zu eruieren, wie dort die Kapazitätslage sei. Am gleichen 

Tag werde noch eine Videokonferenz zu dem Thema stattfinden. Dem Land sei seit längerer 

Zeit bekannt gewesen, dass das Johanniter-Krankenhaus mit der Lage zu kämpfen habe, die 

Lage werde für Krankenhäuser insgesamt zunehmend schwieriger. Das Land sei nicht für 

die Betriebskostenfinanzierung zuständig, es gebe aber eine Stellschraube, nämlich die bes
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sere Vergütung der Pädiatrien und Geburtshilfen. Der Bund habe in dem Zusammenhang 

Mittel zur Verfügung gestellt, die Länder hätten anhand eines Kriterienkatalogs entscheiden 

können, wie sie die Mittel verteilen. Auf Schleswig-Holstein seien in den letzten beiden Jah

ren gut 4 Millionen Euro entfallen, die man auf Grundlage der Zahlen der Jahre 2022 und 

2023 habe zur Verfügung stellen können. Das Land selbst habe ein Kriterium eingeführt, 

dass der Bund nicht vorgesehen habe, nämlich die Stärkung der Level-4-Geburtskliniken. 

Das Land habe dort einen Schwerpunkt gesetzt, weil die wirtschaftlichen Probleme beson

ders groß seien und man der Ansicht sei, dass man diese Kliniken benötige. Er verweist auf 

den Anteil der in Geesthacht erbrachten Geburten von unter vier Prozent in Schleswig-

Holstein.Herr Schulze, Bürgermeister der Stadt Geesthacht, legt dar, sowohl Krankenhaus 

als auch MVZ seien wichtige Bestandteile der Infrastruktur in der gesamten Region. Es seien 

rund 750 Mitarbeitende betroffen. Er weist auf die Patientenzahlen von 10.000 stationär be

handelten und 20.000 ambulant behandelten Patientinnen und Patienten hin. Mit der Gynä

kologie und Geburtshilfe verfüge man über eine Fachabteilung mit einem herausragenden 

Ruf in der gesamten Region. Ebenfalls gebe es ein an der Klinik angesiedeltes Brustzent

rum. Zur Frage der Übernahme der Patientinnen und Patienten durch das Krankenhaus 

Reinbek verweist er auf die Tatsache, dass in Geesthacht mehr Entbindungen durchgeführt 

würden als in Reinbek. Die Sicherstellung der Versorgung sei für die Stadt und die Region 

von großer Bedeutung.  

Das jetzt ebenfalls durch die Insolvenz betroffene MVZ habe eine Bedeutung durch den gro

ßen Hausärztemangel in der Region. Man überlege, wie es gelingen könne, die beiden 

Hausärzte, die man erst im vergangenen Jahr davon habe überzeugen können, sich dort zu 

engagieren, zu halten. In der Vergangenheit sei es so gewesen, dass sich Ärzte aus den 

Krankenhäusern heraus als Hausärzte in Geesthacht niedergelassen hätten, was zukünftig 

auch wegfallen werde, wodurch sich die Situation, was die hausärztliche Versorgung ange

he, weiter verschlechtern werde. Wichtig sei zudem, die Notaufnahme und Anlaufpraxis zu 

erhalten, ebenso wie die Fachabteilungen für Inneres, Kardiologie und Chirurgie. Der südli

che Teil des Kreises Herzogtum Lauenburg, der 100.000 Menschen umfasse, werde durch 

das Krankenhaus versorgt. Bei einer Schließung des Krankenhauses werde sich die ent

sprechende Patientenzahl auf andere Krankenhäuser verteilen müssen, auch in anderen 

Bundesländern. Die Stadt Geesthacht werde sich medizinische Fachkompetenz dazuholen, 

sodass man die Möglichkeit habe zu schauen, was man umstrukturieren könne und müsse. 

Eine Einbindung in zukünftige Überlegungen durch das Land begrüße man vonseiten der 

Stadt. 
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Abgeordneter Dr. Garg bringt seine Überraschung über die problematische Lage im Bereich 

der Geburtshilfe zum Ausdruck, weil dieses Problem kostenmäßig durch die Bundesregie

rung gelöst worden sei. Die Situation vor Ort werde offensichtlich durch einen dramatischen 

Personalmangel verschärft, der durch Leiharbeit ausgeglichen werde, was die Kosten wiede

rum in die Höhe treibe – die typische Spirale, die man in vielen Kliniken beobachten könne. 

Er verweist auf die Pressemitteilung des Johanniter-Krankenhauses, in der von einem Inves

torenprozess die Rede sei. Ziel sei die Suche nach einem neuen Träger für eine wirtschaftli

che tragfähige Versorgungsstruktur als Alternative für den Fall, dass die anstehenden Ge

spräche mit der öffentlichen Hand scheiterten.  

Ihn interessiere – so Abgeordneter Dr. Garg –, ob und inwieweit die Geschäftsführung an die 

Landesregierung, an die Stadt Geesthacht und im Zweifel auch an den Kreis herangetreten 

sei, und wenn ja, mit welchen Erwartungen. An den Bürgermeister der Stadt Geesthacht 

gerichtet interessiert Abgeordneten Dr. Garg, ob es die Planung gebe, gegebenenfalls ein 

kommunales MVZ einzurichten. Unter Umständen sei auch ein durch Mediziner geführtes 

MVZ denkbar. Es müsse jetzt darum gehen, ein klares Signal an die Mitarbeitenden zu sen

den. Antrieb müsse für alle Beteiligten sein, in dem Prozess für Ruhe und Sicherheit zu sor

gen. 

Zur Rolle des Landes unterstreicht Staatssekretär Dr. Grundei, dass diese nicht darin beste

he, beratend tätig zu sein oder zu schauen, wer das Krankenhaus Geesthacht übernehmen 

könne. Fragen zur Krankenhausplanung und zu möglichen Investitionsmitteln beantworte 

man gern. Das Land selbst übernehme keine aktive Rolle, weil es eine Trägervielfalt gebe. 

Mit dem UKSH trage das Land bereits einen großen Anteil an der stationären Versorgung. 

Die Rolle des Landes sei, über das Landeskrankenhausgesetz für die stationäre Kran

kenversorgung verantwortlich zu sein. Sollte diese wegbrechen – er hoffe sehr, dass dies 

nicht der Fall sein werde –, könne es bei den Themen Geburtshilfe und Notfallversorgung ab 

dem 1. Januar 2025 ernst werden. Besonders im Hinblick auf die Geburten müsse als Ultima 

Ratio in Erwägung gezogen werden, dass diese von anderen Standorten übernommen wür

den. Reinbek verfüge über das nächstgelegene Krankenhaus, weswegen damit zuerst Ge

spräche geführt würden. Abschließend unterstreicht er, dass das Land nicht selbst als Akteur 

auftreten, aber beratend gern zur Verfügung stehen werde. Auch die Auswirkungen einer 

möglichen Schließung des MVZ werde man untersuchen.  
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Bürgermeister Schulze erläutert, es gebe drei MVZ in Geesthacht, eins davon würde von den 

Johannitern betrieben. Man habe die Ärztinnen und Ärzte sowie die Apothekerinnen und 

Apotheker zu einem Runden Tisch eingeladen, um über die Situation zu sprechen. Bereits 

im letzten Jahr habe man darüber nachgedacht, ein kommunales MVZ zu gründen. Die bis

her gegründeten MVZ seien häufig getragen von den Kreisen oder von Kreisen gemeinsam 

mit einem Krankenhaus. Man bemühe sich, die beiden Stellen zu halten, und werde mit den 

beiden Stelleninhabern sprechen, ob sie die Kassensitze übernehmen wollten.  

Zu der Frage, ob das Krankenhaus auf die Stadt zugekommen sei, legt Bürgermeister 

Schulze dar, dass dies vor drei Wochen der Fall gewesen sei. Es sei damals die Bitte geäu

ßert worden, das Krankenhaus zu übernehmen. Die Stadt sei aber aus rechtlichen Gründen 

nicht in der Lage, das Krankenhaus zu übernehmen, Kommunen dürften keine Krankenhäu

ser übernehmen. Auch andere Wege der Hilfe seien aus rechtlichen Gründen verwehrt ge

wesen. Um den Prozess zu beeinflussen, sei die Zeit zu kurz gewesen. Er wünsche sich, 

dass vonseiten des Landes aktiv versucht werde, das Krankenhaus zu erhalten.  

Abgeordnete Tschacher legt dar, sie freue sich darüber, dass die Gespräche aufgenommen 

worden seien. Wichtig sei jetzt zu schauen, welche Versorgungsstränge am Standort erhal

ten bleiben könnten, auch unter dem Gesichtspunkt einer möglichen Umstrukturierung. Sie 

bringt ihr Bedauern zum Ausdruck, dass kein Vertreter des Trägers in der Sitzung anwesend 

sei.  

Auf eine Frage der Abgeordneten Tschacher zur Bewertung der aktuellen Lage und zur Fra

ge, was getan werden müsse, legt Bürgermeister Schulze dar, dass er dies nicht beantwor

ten könne. Zu der Frage, ob der Kreis eventuell als Träger auftreten wolle, müsse mit der 

Kreisebene das Gespräch gesucht werden. Er unterstreicht, dass die Möglichkeiten der 

Stadt, eine Insolvenz zu vermeiden – dies habe man in den vorausgegangenen drei Wochen 

versucht –, nur sehr begrenzt seien. Zudem seien auch die rechtlichen Möglichkeiten sehr 

begrenzt.  

Staatssekretär Dr. Grundei stellt klar, dass sich auch kreisangehörige Städte an Kranken

häusern beteiligen oder diese auch allein führen könnten. Da die Stadt aber nur eine freiwilli

ge Leistung übernehmen könne, müsse geprüft werden, ob diese wirtschaftliche Betätigung 

für die Stadt sinnvoll sei. Vorstellbar sei, dass diese Prüfung negativ ausfalle. Die Pflichtigkeit 

könne sich für den Landkreis anders darstellen.  
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Zur Frage der medizinischen Versorgung und der Einschätzung der Landesregierung dazu 

führt Staatssekretär Dr. Grundei aus, dass man bisher die Einschätzung vertreten habe – 

dies sei auch durch das Curacon-Gutachten gestützt worden –, dass man eine gute geburts

hilfliche Versorgung mit den bestehenden Angeboten sicherstellen könne. Gleichzeitig sei 

nicht der Automatismus daraus abzulesen, dass man in allen noch geburtshilfliche Leistun

gen anbietenden Kliniken einen zwingenden Versorgungsauftrag sehe. Der Sinn eines Insol

venzverfahrens in Eigenverantwortung sei, weiterhin Gespräche zu führen, um die Versor

gung aufrechterhalten zu können. Insofern sei noch nicht ausgeschlossen, dass weiterhin 

geburtshilfliche Versorgung angeboten werde. Gleichzeitig komme man zum Berichtstag 

auch nicht zu dem Schluss, dass es sich um einen zwingenden Versorgungsauftrag handele. 

Das gelte sowohl für die Notfallversorgung als auch für die Geburtshilfe. Es gebe auch der

zeit keinen Sicherstellungszuschlag für das Krankenhaus in Geesthacht. Sollte sich abzeich

nen, dass die geburtshilfliche und die Notfallversorgung in Reinbek nicht weitergeführt wür

den, müssten Gespräche sowohl mit dem Krankenhaus in Reinbek als auch mit den Kran

kenhäusern in Hamburg geführt werden. Abschließend unterstreicht er, dass es aus Sicht 

der Landesregierung keine Pflicht des Kreises gebe, beim Krankenhaus einsteigen zu müs

sen.  

Abgeordneter Balke hebt hervor, dass auch aus seiner Sicht wichtig sei, so schnell wie mög

lich zu einer Klärung der Situation zu kommen. Er weist auf den Umstand hin, dass es zu 

viele Krankenhausstandorte in Deutschland gebe. Deshalb müsse man unterscheiden zwi

schen absolut versorgungsrelevanten Standorten, die aufgrund des Vergütungssystems in 

Schwierigkeiten geraten seien und die erhalten bleiben müssen, und Standorten, in denen es 

unternehmerische Fehlentwicklungen gegeben habe. Seiner Erinnerung nach sei in der Ver

sorgungsbedarfsanalyse den Standort Geesthacht versorgungsbedarfsnotwendig gewesen. 

Abgeordneter Dr. Garg unterstreicht, dass für den Trägerwechsel bei Krankenhäusern klare 

Regeln bestünden. Eine Übernahme durch einen anderen Träger sei nicht ohne Weiteres 

möglich. Er geht auf die Bemerkung des Staatssekretärs ein, der dargelegt habe, dass das 

Krankenhaus in Geesthacht nicht versorgungsrelevant sei. Diese Einschätzung müsse man 

zunächst einmal zur Kenntnis nehmen. Die Frage sei nun, ob man sich trotz dieser Einschät

zung einen wie auch immer gearteten Krankenhausstandort in Geesthacht leisten wolle. Er 

rege an, zeitnah das Gespräch auch mit Vertretern des Krankenhausträgers zu führen. 
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Der Ausschuss kommt überein, am 17. Oktober 2024 eine Sondersitzung durchzuführen und 

dann auch dazu Vertreter des Krankenhausträgers einzuladen.  

Auf die Frage des Abgeordneten Hansen zur wirtschaftlichen Lage legt Staatssekretär 

Dr. Grundei dar, dass konkrete Zahlen für das Krankenhaus der Landesregierung nicht vor

lägen. Es sei kein Zufall, dass ausgerechnet Geburtshilfe- und Notfallversorgung, die rund 

um die Uhr zur Verfügung stünden, diejenigen seien, die häufig defizitär arbeiteten. 

Auf eine Frage der Abgeordneten Pauls legt er dar, dass die Versorgungsaufträge bislang 

nicht zurückgegeben worden seien. Die Versorgungsaufträge würden auch vom Land nicht 

sofort entzogen, weil es auch die Chance für das Krankenhaus geben solle, sich neu aufzu

stellen. Zu der Debatte um die Krankenhausstrukturreform unterstreicht er, dass kein poten

zieller Träger befürchten müsse, dass das Land die Versorgungsaufträge anders verteile.  

Auf eine Frage der Abgeordneten Pauls zur Sicherung der Notfallversorgung und den vorge

gebenen Fahrzeiten erläutert Staatssekretär Dr. Grundei dar, dass es auch schon in der 

Vergangenheit Probleme mit der Notfallversorgung an dem Standort gegeben habe und man 

daher wisse, dass es auch anders möglich sei. Abschließend hebt er hervor, dass man im 

Fall des Wegfalls der Versorgung durch Geesthacht auch mit denjenigen frühzeitig werde 

Gespräche führen müssen, die dann die Versorgung übernehmen müssten. 

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 
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2.  Verschiedenes 

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt nichts vor.  

Die Vorsitzende, Abgeordnete Rathje-Hoffmann, schließt die Sitzung um 14:32 Uhr. 

 gez. Katja Rathje-Hoffmann gez. Thomas Wagner 
 Vorsitzende Geschäfts- und Protokollführer 
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